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Sitzungstermine 2020 
 

________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________ 
 

* Dieser ursprünglich geplante Sitzungstermin wurde durch den/die Vorsitzende abgesagt. 
** In der Ratssitzung am 04.11.2020 wurde der Haupt- und Finanzausschuss aufgelöst. Stattdessen gibt es einen Hauptausschuss 
und einen Ausschuss für Finanzen und Beteiligungen. Beide neuen Ausschüsse tagen am 25.11.2020, an dem ursprünglich der 
Haupt- und Finanzausschuss geplant war. 
 

Die Tagesordnungen und die öffentlichen Sitzungsvorlagen können im Ratsinformationssystem über folgenden Link 
eingesehen werden: www.hilden.de/buergerinfo 
 

 
Amtliche Bekanntmachung/en der Stadt Hilden 

 
1. Allgemeinverfügung zur ersten Änderung vom 30.11.2020 zur Allgemeinverfügung der Stadt 

Hilden vom 01.11.2020 zur Verhütung und Bekämpfung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-
CoV-2 und zur Festlegung von Bereichen, in denen eine zusätzliche Verpflichtung zum Tragen 
einer Mund-Nase-Bedeckung gilt. 
 
Auf Grundlage von § 28 Abs. 1 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von 
Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) vom 20. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1045) in der zurzeit geltenden Fassung i. V m. § 3 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung 
besonderer Handlungsbefugnisse im Rahmen einer epidemischen Lage von nationaler oder 
landesweiter Tragweite und zur Festlegung der Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz 
(Infektionsschutz- und Befugnisgesetz – IfSBG-NRW) vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b), 
der §§ 35 ff. des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) 
vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602) in der zurzeit geltenden Fassung und gemäß §§ 16, 
17 Absatz 1 der Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
(CoronaSchVO) des Landes Nordrhein-Westfalen vom 30. Oktober 2020 (GV. NRW. S. 293) 
in der ab dem 02. November 2020 geltenden Fassung erlässt die Stadt Hilden als örtliche 
Ordnungsbehörde in Umsetzung und Ergänzung der Regelungen zur Verhütung der 
Weiterverbreitung und Bekämpfung von SARS-CoV-2 Virus-Infektionen der CoronaSchVO 
folgende  

 
Erste Änderung zur Allgemeinverfügung 

 
 
1. In Ziffer 6 der Allgemeinverfügung vom 01.11.2020 wird „30. November 2020“ ersetzt durch 
„31. Dezember 2020“. 
 
 
Begründung: 
 
Ermächtigungsgrundlagen für diese Allgemeinverfügung sind § 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 IfSG 
sowie §§ 16, 17 Absatz 1 CoronaSchVO NRW in der aktuell gültigen Fassung.  

 Jan. Febr. März April Mai Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. 

Rat   25   17 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  23  4 9 
 Haupt- und Finanzausschuss (bis 31.10.2020)   11  20   26   25  

Hauptausschuss (ab 04.11.2020)           25  
Ausschuss für Finanzen und Beteiligungen (ab 
04.11.2020) 

          25  

Arbeitskreis Sicherheit u. Ordn.partnerschaften             

Ausschuss für Kultur und Heimatpflege  6   7*      20  

Ausschuss für Umwelt- und Klimaschutz  13   14*    10   3 

Integrationsrat  5         13  

Jugendhilfeausschuss  17  29        2 

Paten- und Partnerschaftsausschuss  12           

Personalausschuss  17           

Rechnungsprüfungsausschuss    27*       30*  

Schul- und Sportausschuss  5  23*       26  

Sozialausschuss  12  30       23  

Stadtentwicklungsausschuss 29 19  22* 27   19   18  

Wahlausschuss 

Wahlprüfungsausschuss 
 

      22 3 16    

Wahlprüfungsausschuss 

Wahlprüfungsausschuss 
 

          17  

Wirtsch.-u. Wohnungsbauförderungsausschuss  6   13*    9    

http://www.hilden.de/buergerinfo
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Die zeitliche Verlängerung der Allgemeinverfügung vom 01.11.2020 bis einschließlich zum 
31. Dezember 2020 trägt dem immer noch sehr dynamischen Infektionsgeschehen im Kreis Mettmann 
wie auch in Hilden Rechnung. Zwar konnte das exponentielle Wachstum seit Anfang November 2020 
verlangsamt werden, dennoch sind die Infektionszahlen immer noch auf einem sehr hohen Niveau. 
In Hilden waren zum 26.11.2020 108 Personen nachweislich mit dem SARS-CoV-2-Virus infiziert, 
ca. 450 Personen befinden sich insgesamt in häuslicher Quarantäne. Zunehmend betroffen sind dabei 
Schulen, Kitas und auch Altenheime. Auch die Belegung der Intensivbetten im Krankenhaus Hilden 
mit COVID-19-Patienten hat zugenommen. 
 
Zwar ist die sogenannte 7-Tages-Inzidenz für den Kreis Mettmann am 26.11.2020 mit 154,0 Infizierten 
auf 100.000 Einwohner deutlich gegenüber dem bisherigen Höchstwert von 202,9 am 06.11.2020 
gesunken, dennoch ist dieser Wert immer noch viel zu hoch und weit von dem Inzidenzzielwert von 
maximal 50 entfernt, somit dem Wert, bei dem das Gesundheitssystem nicht überlastet würde. 
Ausgehend vom 20.11.2020 bis zum 26.11.2020 beträgt die durchschnittliche Inzidenz im Kreisgebiet 
Mettmann 160,0. 
 
Die aktuell gültigen Beschränkungen nach der CoronaSchVO des Landes Nordrhein-Westfalen werden 
nach dem Bund-Länder-Beschluss vom 25.11.2020 auch über den November hinaus im Dezember 
Bestand haben, zudem werden weitere Beschränkungen der Kontakte bis zum 20.12.2020 
vorgenommen. 
Insofern ist auch die Verlängerung der Verpflichtung zum Tragen einer Alltagsmaske in der Hildener 
Fußgängerzone zielführend und geboten, um insbesondere in Bereichen des öffentlichen Raumes, 
in denen Mindestabstände bei höherem Menschenaufkommen kaum oder gar nicht eingehalten 
werden können, das Infektionsrisiko zu minimeren. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung vom 30.11.2020 zur Änderung der Allgemeinverfügung vom 
01.11.2020 kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim 
Verwaltungsgericht Düsseldorf schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle zu erklären. Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments 
an die elektronische Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für 
die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und 
auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die für die 
Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach 
näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen 
Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803). 
 
 
Hinweis: 
 
Die Klage hat gemäß § 28 Abs. 3 i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG keine aufschiebende Wirkung, das heißt, 
dass die getroffenen Maßnahmen auch im Falle einer Klage zu befolgen sind. 
Das Verwaltungsgericht Düsseldorf kann auf Antrag gemäß § 80 Abs. 5 VwGO die aufschiebende 
Wirkung ganz oder teilweise anordnen. 
 
 
Hilden, den 30.11.2020 
gez. Dr. Claus Pommer 
Bürgermeister 
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2. Zusammensetzung des Wahlausschusses für die Wahlperiode 2020 - 2025 
 
 
Nach § 2 Abs.3 des Kommunalwahlgesetzes (KWahlG) in Verbindung mit § 6 Abs. 1 der 
Kommunalwahlordnung (KWahlO), jeweils in der aktuellen Fassung, besteht der Wahlausschuss 
für das Wahlgebiet der Stadt Hilden aus dem Wahlleiter als Vorsitzendem oder dessen Stellvertreter 
als stellvertretendem Vorsitzenden und zehn Beisitzern und deren Stellvertretern, die vom Rat der 
Stadt Hilden in seiner Sitzung am 04.11.2020 gewählt worden sind. 
 
 
Wahlleiter und Vorsitzende des Wahlausschusses ist Bürgermeister Dr. Claus Pommer. 
Stellvertretender Wahlleiter und stellvertretender Vorsitzender des Wahlausschusses ist  
1. Beigeordnete Norbert Danscheidt. 
 
 
Als Beisitzer/innen und deren Stellvertreter/innen sind vom Rat der Stadt Hilden 
die nachstehend genannten Personen berufen worden: 
 

Beisitzer/innen Stellvertreter/innen 

Peter Groß Kevin Schneider 

Nicole Anfang Susanne Brandenburg 

Reinhard Zenker Matthias Schumann 

Hamza El Halimi Torsten Brehmer 

Steffen Kirchhoff Sandra Kollender 

Hartmut Toska Susanne Vogel 

Marianne Münnich Klaus-Dieter Bartel 

Heidi Weiner Dörthe Dylewski 

Marlon Buchholz Axel Hoffmeister 

Andrea Frassa Claudia Beier 

 
 
 
Hilden, den 20.11.2020 
Dr. Claus Pommer 
Bürgermeister 
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Öffentliche Bekanntmachung der Seniorendienste Stadt Hilden gGmbH 

 
3. Jahresabschluss 2019 

 
Die Gesellschafterversammlung der Seniorendienste Stadt Hilden gGmbH hat am 26.08.2020 
den Jahresabschluss zum 31.12.2019 mit einer Bilanzsumme i. H. v. 15.594.157,63 € und einem 
Jahresüberschuss i. H. v. 222.151,52 € festgestellt. Der Jahresüberschuss 2019 wird auf neue 
Rechnung vorgetragen. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts beauftragten Wirtschaftsprüfer, 
Herr Wendt und Herr Grabow, von der CURACON GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Zweigniederlassung Ratingen, haben am 18. Mai 2020 folgenden uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
 
„Wir haben den Jahresabschluss der Seniorendienste Stadt Hilden gGmbH, Hilden, - bestehend aus 
der Bilanz zum 31. Dezember 2019 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der 
Seniorendienste Stadt Hilden gGmbH, Hilden, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. 
Dezember 2019 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
 
• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für 

Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2019 
sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 und 
 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 
die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend 
beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen 
Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen 
Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
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ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - 
falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 
bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als 
notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den 
anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der 
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und 
ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine 
wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder 
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und 
Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-
haltung. Darüber hinaus 
 
• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - 

falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, 
die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher 
als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können. 

 
• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen 

Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 
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angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme 
der Gesellschaft abzugeben. 

 
• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 
• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 

angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, 
auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir 
zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht 
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis 
zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse 
oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit 
nicht mehr fortführen kann. 

 
• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 

einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zu Grunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

 
• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 

Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft. 
 
• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 

zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von 
den gesetzlichen Vertretern zu Grunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die 
sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein 
eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zu Grunde 
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 
dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und 
die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel 
im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen." 
 
 
Gemäß § 108 Abs. 3 Ziffer 1c der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen liegen 
Jahresabschluss und Lagebericht 2019 im Rathaus der Stadt Hilden, Am Rathaus 1, Zimmer 329, 
bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme bereit. 
 
 
Hilden, den 20.11.2020 
Beate Linz-Eßer 
Geschäftsführerin 
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Öffentliche Bekanntmachung der Neuen Energien Hilden GmbH 

 
4. Jahresabschluss 2019 

 
Die Gesellschafterversammlung der Neue Energien Hilden GmbH hat am 19.06.2020 den 
Jahresabschluss zum 31.12.2019 mit einem Ergebnis von -60.532,74 € der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit des Geschäftsjahres festgestellt. Der Verlustausgleich wird von den Stadtwerke 
Hilden GmbH übernommen. 
 
Die mit der Abschlussprüfung beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Baker Tilly Roelfs AG WPG 
hat am 31. März 2020 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
 

„Wir haben den Jahresabschluss der Neuen Energien Hilden GmbH – bestehend aus der Bilanz 
zum 31. Dezember 2019 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der 
Neuen Energien Hilden GmbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2019 
geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht 
der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2019 
sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr 2019 und vermittelt der beigefügte Lagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 
 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.“ 

 
 
Gemäß § 108 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen liegen Jahresabschluss 
und Lagebericht 2019 bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses im Verwaltungsgebäude 
der Stadtwerke Hilden GmbH zur Einsichtnahme bereit. 
 
 
Hilden, den 24.11.2020 
Martin Sasonow 
Geschäftsführer 
 
 
 
 


